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Erster Teil: Einführung





Einleitung 

„Der Buchstabe der Form tötet; nur der Geist, der hinter der Form wohnt, macht 
lebendig.“1 – Mit dieser anschaulichen Formulierung unterstreicht Hans Rei-
chel bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts, dass Formzwecke keine Selbst-
zwecke darstellen und ein Formverstoß deshalb nicht stets und ausnahmslos 
die Nichtigkeit eines Rechtsgeschäfts zur Folge haben kann. Ausgangspunkt 
der vorliegenden Untersuchung ist das festgestellte Bedürfnis, diese zu § 125 
BGB herausgestellte Erkenntnis auf nichtige Status(-verhältnisse)2 zu übertra-
gen. Die rechtlich fehlerhafte Begründung eines Status führt häufig zu „tat-
sächlich gelebten Personenbeziehungen“:3 Nach der objektiven Rechtslage wi-
dersprechen diese der subjektiven Rechtslage, auf welche die Betreffenden sich 
einstellen und auf deren Grundlage sie ihre persönlichen Beziehungen gestal-
ten sowie ihre Lebensentwürfe zeichnen. Dabei handelt es sich auf den ersten 
Blick zwar um vereinzelte Ausnahmekonstellationen. Abwegig und kompli-
ziert anmutende Fälle kommen aber gerade im Familienrecht sehr viel häufiger 
vor, „als der Laie zunächst anzunehmen geneigt ist“.4 Auch sie verdienen eine 
Antwort, die das geltende Recht bislang nur auf sehr zersplitterte und unein-
heitliche Weise zur Verfügung stellt. Hauptaufgabe der vorliegenden Arbeit ist 
es, diesen Mangel statusübergreifend herauszuarbeiten und damit überhaupt 
einmal eine klare Problemlage zu umschreiben. Unter Bezugnahme auf den 
Vertrauensschutzgedanken, der – wie vorweggenommen werden darf – bei al-
len gutgläubig gelebten Statusverhältnissen eine entscheidende Rolle spielt, 
kann am Ende im Sinne eines weiterführenden, gleichsam visionären Gedan-
kens ein Lösungsansatz zur Diskussion gestellt werden.

1 Reichel, AcP 104 (1909), 1 (150). 
2 Zur Unterscheidung zwischen Status und Statusverhältnis noch unten, § 4 I 1. 
3 Vgl. im Zusammenhang mit der Heilung einer Ehe durch Statutenwechsel Siehr, in: GS 

Ehrenzweig (1976), S. 131 (133). 
4 Vgl. einleitend zu seiner namensrechtlichen Untersuchung Ficker, Das Recht des bür-

gerlichen Namens (1950), S. 7. Siehe im Übrigen die zahlreichen Fallbeispiele, die dieser 
Arbeit zugrunde liegen (§ 1, § 6 II, § 7 III, § 8 II). 





§ 1 Gegenstand der Untersuchung

I. Problemaufriss

Vertrauensschutz bei gutgläubig gelebten Statusverhältnissen, die einer wirk-
samen Statusbegründung entbehren, ist keine neue Erscheinung.1 Es handelt 
sich aber um ein sehr aktuelles Phänomen, wie ein Beschluss des 11. Zivilse-
nats (und Senats für Familiensachen) des Oberlandesgerichts Nürnberg vom 
25.11.20202 verdeutlicht: Im Jahr 1963 schließen eine griechische Staatsange-
hörige und ein griechischer Staatsangehöriger in Deutschland eine Ehe, die 
nach maßgeblichem deutschen Recht wegen Verstoßes gegen § 15a EheG a.F.3 
formunwirksam ist, da sie lediglich vor einem nicht wirksam ermächtigten 
griechisch-orthodoxen Geistlichen geschlossen wird. Aus Sicht des griechi-
schen Rechts handelt es sich demgegenüber um eine wirksame Ehe. Diese hin-
kende Ehe4 verursacht bei dem gemeinsamen Kind der Eheleute eine hinkende 
Namensführung und stellt das deutsche Recht vor die Frage, ob ein faktisch 
geführter Name, der von demjenigen abweicht, den das deutsche Namensrecht 
vorsieht, schutzwürdig und in das deutsche Personenstandsregister einzutragen 
ist. Das (inzwischen volljährige) Kind will den nach griechischem Recht ge-
bildeten Namen weiterhin führen und registrieren lassen. Das Oberlandesge-
richt gibt dem Antrag des Kindes statt und löst den Fall über eine ausnahms-
weise unselbständige Anknüpfung der Statusvorfrage, wobei es sich argumen-
tativ auf das unionsrechtliche Anerkennungsprinzip stützt.5 

Dieser Fall veranschaulicht zwei grundlegende Aspekte: Das Thema Ver-
trauensschutz besitzt erstens eine zeitlich ausgedehnte Dimension, indem es 
auch heute noch länger zurückliegende Statusbegründungen betrifft, und zwei-
tens kann das Problem eines unerkannt unwirksamen Status in andere familien-
rechtliche Bereiche sowie andere Status hineinwirken. Die Entscheidung gibt 
gleichzeitig Anlass zu folgenden Thesen: Eine Lösung im deutschen Sachrecht 
(hier Namensrecht) ist nicht nur möglich, sondern hat gegenüber dem Weg, der 

1 Hepting, StAZ 2013, 1 (4). 
2 OLG Nürnberg FamRZ 2021, 493 ff. (mAnm Solomon). 
3 Siehe noch ausführlich unten, § 7 III 1. 
4 Siehe zum Begriff sogleich, § 1 II. 
5 OLG Nürnberg FamRZ 2021, 493 (496) (mAnm Solomon). Siehe allgemein zu den bei-

den bemühten Aspekten noch sogleich, § 2 I und III. 
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über das Internationale Privatrecht (IPR) führt (Stichwort Vorfragenanknüp-
fung6), den Vorteil, weniger kompliziert und zugleich einheitlicher zu sein. 
Eine Heilung im Status bedürfte im Übrigen keines Rekurses auf die unions-
rechtliche Freizügigkeit, deren dogmatische Berücksichtigung im deutschen 
Sachrecht mitunter Schwierigkeiten bereitet7 und die nur zur Verfügung steht, 
wenn der Fall einen unionsrechtlichen Bezug aufweist. Der Fall könnte also 
auch auf der Ebene des deutschen Sachrechts mit einer auf Vertrauensschutz-
gesichtspunkten gestützten Heilung im Status zu lösen sein.8 Womöglich gilt 
das nicht nur für den Namen des Kindes, sondern sogar auch für die Ehe der 
Eltern, womit das namensrechtliche Problem gar nicht erst entstünde. All jene 
Überlegungen sind Gegenstand der vorliegenden Abhandlung. 

Im Namensrecht ist eine umfassende wissenschaftliche Beschäftigung mit 
dem Vertrauensschutzgedanken angesichts seiner großen Bedeutung in der 
standesamtlichen Praxis schon länger überfällig.9 Bei näherem Hinsehen wird 
sich zeigen, dass im Namensrecht bereits viel Klarheit und weitgehende Einig-
keit bestehen. Es bietet sich deshalb an, den Untersuchungsgegenstand auf an-
dere personenrechtliche Beziehungen zu erweitern und auch der Frage nachzu-
gehen, welche Rolle Vertrauensschutz bei gutgläubig gelebten Ehen und El-
tern-Kind-Verhältnissen spielt. Ehe, Eltern-Kind-Zuordnung und Name sind 
statusorientierte Rechtsbeziehungen, für die vergleichbare Regelungssysteme 
existieren und die in dynamischer Wechselbeziehung zueinanderstehen.10 Die 
Vermutung von Parallelen beim Umgang mit den jeweils gutgläubig gelebten, 
aber unwirksam begründeten Statusverhältnissen liegt mithin nicht fern. Das 
Problem des Vertrauensschutzes stellt sich tatsächlich bei all diesen Statusver-
hältnissen, wie die sogleich folgenden Beispiele veranschaulichen. 

Während zum Recht der Ehe mit der im Jahr 2008 veröffentlichten Arbeit 
von Anja Juliane Müller11 eine relativ junge Dissertation vorliegt, die sich, 
wenn auch nicht schwerpunktmäßig, mit Vertrauensschutz im deutschen Sach-
recht der Eheschließung monographisch beschäftigt,12 hat das Thema Vertrau-
ensschutz auf der Ebene des deutschen Sachrechts weder im Namensrecht noch 

6 Siehe sogleich, § 2 I. 
7 Siehe nur Wall, StAZ 2021, 202 (208 ff.). 
8 Siehe noch ausführlich unten, § 7 IV 3b) bb) (4). 
9 Siehe die jüngste Forderung des Fachausschusses des Bundesverbands der Deutschen 

Standesbeamtinnen und Standesbeamten, Fachausschuss/Krömer, StAZ 2021, 284 (286) (Es 
wäre wünschenswert, „wenn sich die Wissenschaft dem Thema des ‚Vertrauensschutzes im 
Namensrecht‘ einmal grundsätzlich und umfassend annehmen würde.“). Siehe aber bereits 
den zweiteiligen Aufsatz von Hepting, StAZ 2013, 1 ff.; ders., StAZ 2013, 34 ff. 

10 Siehe unten, § 4 II 1. 
11 Müller, Heilung von formellen Eheschließungsmängeln (2008). 
12 Siehe darüber hinaus die Monographien von Thomas, Formlose Ehen (1973) und Ste-

ding, Der rechtliche Schutz nichtstandesamtlich geschlossener Ehen (1985). 
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im Recht der Eltern-Kind-Zuordnung eine monographische Auseinanderset-
zung erfahren. Diese Lücke schließt die vorliegende Arbeit. 

II. Exemplifizierung 

Die Problemfälle, die Gegenstand dieser Arbeit sein werden, zeichnen sich al-
lesamt dadurch aus, dass Personen ein rechtlich unwirksames Statusverhältnis 
tatsächlich leben und dabei entweder irrtümlich von dessen Wirksamkeit aus-
gehen oder sich aufgrund von tatsächlichem oder rechtlichem Unvermögen an 
einer wirksamen Begründung gehindert sehen. Betroffen sein kann das Leben 
in einer Ehe oder Lebenspartnerschaft, ein Eltern-Kind-Verhältnis oder auch 
schlicht das Führen eines Namens. Problematische Konstellationen treten so-
wohl bei reinen Inlandssachverhalten als auch bei Sachverhalten mit Auslands-
bezug auf. 

Prominente Beispiele ergeben sich regelmäßig im Zusammenhang mit so-
genannten hinkenden Statusverhältnissen, wenn also die Wirksamkeit eines 
Statusverhältnisses in zwei unterschiedlichen Rechtsordnungen jeweils abwei-
chend rechtlich bewertet wird.13 Eine typische Sachverhaltskonstellation liegt 
beispielsweise dem sogenannten Witwenrentenbeschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem Jahr 198214 zugrunde: Eine deutsche Staatsangehörige 
schließt mit einem Soldaten der britischen Besatzungsarmee im Jahr 1947 vor 
einem britischen Militärgeistlichen (formunwirksam, vgl. § 15a EheG a.F.15) 
in Hilden die Ehe. Nachdem sich das Paar für kurze Zeit in England aufgehal-
ten hatte, kehrt es 1949 wieder nach Deutschland zurück, wo es bis zum Tode 
des Mannes im Jahr 1975 gemeinsam in der irrigen Vorstellung lebt, wirksam 
verheiratet zu sein. Der Mann hatte als Arbeitnehmer in die deutsche Sozial-
versicherung eingezahlt. Als die Frau schließlich die Auszahlung einer Wit-
wenrente beantragt, verwehrt der Sozialversicherungsträger die Bewilligung 
unter Berufung auf die Unwirksamkeit der Eheschließung; sie sei nämlich nicht 
Witwe im Sinne des maßgeblichen § 1264 Abs. 1 Reichsversicherungsord-
nung.16 Das Bundessozialgericht schließt sich dieser Beurteilung an und hebt 
die Verurteilung des Sozialversicherungsträgers durch das Sozialgericht auf, 
wird aber seinerseits durch das Bundesverfassungsgericht darüber belehrt, dass 

 
13 Siehe zum Begriff des hinkenden Rechtsverhältnisses Dorenberg, Hinkende Rechts-

verhältnisse (1968), S. 16 f. 
14 BVerfGE 62, 323 (323 ff.); siehe auch Frank, in: LA Pintens I (2012), S. 607 (621) 

sowie unten, § 7 III 1c) aa) sowie IV 2b) aa) (1). 
15 Die Vorschrift entsprach weitgehend Art. 13 Abs. 4 EGBGB, vgl. Staudinger/Man-

kowski, BGB (2010), Art. 13 EGBGB Rn. 619. 
16 § 1264 Abs. 1 Reichsversicherungsordnung a.F. lautete: „Nach dem Tod des versicher-

ten Ehemannes erhält seine Witwe eine Witwenrente“. Die Witwen- bzw. Witwerrente ist 
heute in § 46 SGB VI geregelt. 
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auch eine hinkende Ehe dem Schutz des Art. 6 Abs. 1 GG unterliege. Deshalb 
sei der sozialrechtliche Begriff Witwe so auszulegen, dass er auch eine Hinter-
bliebene aus einer hinkenden Ehe erfasse.17  

Ganz anders urteilt der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs im Jahr 200318 
über eine in Deutschland vor einem formell nicht wirksam nach Art. 13 Abs. 4 
Satz 2 EGBGB19 ermächtigten griechisch-orthodoxen Geistlichen geschlos-
sene Ehe zweier griechischer Staatsangehöriger. Der Bundesgerichtshof ver-
sagt der über einen Zeitraum von 26 Jahren in Deutschland gutgläubig geführ-
ten Ehe die Wirksamkeit und der Frau damit Unterhaltsansprüche gegen den 
Mann.20 Anders als im Sozialrecht stünden sich im Zivilrecht nämlich (gegen-
läufige) Privatinteressen gegenüber. Insbesondere der Mann habe ein zu be-
rücksichtigendes Interesse an der Unwirksamkeit der Ehe, denn anderenfalls 
sähe er sich Unterhaltsansprüchen der Frau ausgesetzt, die immerhin „schon 
60 Jahre alt, nicht mehr berufstätig und körperbehindert“ ist.21 

Ähnlich gelagert sind die sogenannten Wiedertürkenfälle:22 Noch vor der 
Jahrtausendwende hatten in Deutschland lebende Menschen mit türkischer 
Staatsangehörigkeit auf Antrag die deutsche Staatsangehörigkeit erworben. 
Hierfür mussten sie zuvor auf die türkische Staatsangehörigkeit verzichten, 
welche sie allerdings unmittelbar nach Erwerb der deutschen Staatsangehörig-
keit auf Antrag wiedererlangten,23 und zwar ohne dass dies zunächst Einfluss 
auf ihre deutsche Staatsangehörigkeit gehabt hätte. Sie lebten demnach als so-
genannte Doppelstaater. Dies wollte der deutsche Gesetzgeber durch eine zum 

 
17 Siehe zum Ganzen BVerfGE 62, 323 (323 ff.) sowie ausführlich noch unten, 

§ 7 IV 2b) aa) (1). 
18 BGH FamRZ 2003, 838 ff. (mAnm Borgmann); siehe auch die Besprechung von 

Mäsch, IPRax 2004, 421 ff. 
19 Art. 13 Abs. 4 Satz 2 EGBGB entspricht dem in der Entscheidung maßgeblichen § 15a 

Abs. 1 EheG a.F. 
20 Siehe ausführlich dazu Coester, in: FS Heldrich (2005), S. 537 (543 f.), der auf die 

Einkleidung des Sachverhalts in einen Regressfall besonders aufmerksam macht. Siehe auch 
Frank, in: LA Pintens I (2012), S. 607 (613 f.). 

21 BGH FamRZ 2003, 838 (840) (mAnm Borgmann); zu Recht kritisch Coester, in: FS 
Heldrich (2005), S. 537 (544) („Wie arglistig von der Frau!“). 

22 Siehe ausführlich zu dieser Fallgruppe Frank, in: LA Pintens I (2012), S. 607 (614 ff.); 
ders., StAZ 2011, 236 (236). Vgl. zu weiteren ähnlich gelagerten Konstellationen Staudin-
ger/Mankowski, BGB (2010), Art. 13 EGBGB Rn. 623 (mwN). 

23 Die Wiedererlangung der türkischen Staatsangehörigkeit erfolgte teilweise freiwillig, 
oftmals aber auch auf Druck der türkischen Behörden; mögliche Erbrechte und Eigentums-
rechte an Grundstücken wurden in der Türkei an die türkische Staatsangehörigkeit geknüpft. 
Die türkischen Konsularvertretungen händigten den Betreffenden mit dem Entlassungsfor-
mular zugleich ein Antragsformular zur Wiedereinbürgerung aus. 
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1. Januar 2000 erfolgte Gesetzesänderung24 dann aber verhindern. Die soge-
nannte Inlandsklausel des § 25 Abs. 1 StAG a.F., die den Verlust der deutschen 
bei antragsgemäßem Erwerb einer ausländischen Staatsangehörigkeit nur dann 
vorsah, wenn die betreffende Person im Inland weder ihren Wohnsitz noch ih-
ren dauernden Aufenthalt hatte, wurde gestrichen.25 Da die neue Gesetzeslage 
unter den türkischen Betreffenden weitgehend unbekannt blieb, hatte dies zur 
Folge, dass die bisherige Aus- und Einbürgerungspraxis von diesem Personen-
kreis fortgesetzt wurde. Demgegenüber ging die deutsche Verwaltungspraxis 
sogar davon aus, dass auch minderjährige Kinder, die keinen eigenen Antrag 
stellten und ihre Wiedereinbürgerung von ihren Eltern ableiteten (sogenannter 
Erstreckungserwerb), die deutsche Staatsangehörigkeit (aufgrund der Wieder-
erlangung der türkischen Staatsangehörigkeit) verlören. Die zutreffende, ge-
genteilige Auffassung, dass Minderjährige die Staatsangehörigkeit nur verlie-
ren, wenn der Antrag auf Wiedereinbürgerung in die Türkei auch in ihrem Na-
men gestellt wurde, setzte sich erst im Jahr 2006 durch.26 Diese verworrene 
Rechtslage hatte weitreichende Konsequenzen: Im Rahmen der sogenannten 
Deutschtürkenaktion27 wurden in den Jahren 2004/05 sämtliche Betreffende 
und vor allem auch minderjährige Kinder mit Erstreckungserwerb von deut-
schen Verwaltungsbehörden über den (vermeintlichen) Verlust ihrer deutschen 
Staatsangehörigkeit unterrichtet und lebten anschließend bis zur endgültigen 
Aufklärung der wahren Rechtslage in der teilweise irrtümlichen Annahme, 
nicht (auch) die deutsche Staatsangehörigkeit zu besitzen. 

An diesen tatsächlichen Befund knüpft eine typische Fallkonstellation an, 
mit der sich der Fachausschuss des Bundesverbands der Deutschen Standesbe-
amtinnen und Standesbeamten zu befassen hatte:28 Die im Jahr 1984 in der 
Türkei geborene Y wird gemeinsam mit ihren Eltern im Jahr 1999 in Deutsch-
land eingebürgert, wodurch sie ihre bis dato ausschließlich türkische Staatsan-
gehörigkeit verliert. Bereits im folgenden Jahr erwerben sie und ihre Eltern auf 
Antrag hin wieder die türkische Staatsangehörigkeit, ohne dass aber Y selbst 
einen Antrag stellt oder ein solcher in ihrem Namen gestellt wird. Die Auslän-
derbehörde der Stadt C konstatiert im Jahr 2005, dass alle Familienmitglieder 
ausschließlich türkische Staatsangehörige („Nurtürken“) seien und behandelt 
sie ausländerrechtlich in diesem Sinne. Als vermeintliche Nurtürkin macht Y 

 
24 Gesetz zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts vom 15.7.1999, BGBl I, Nr. 38, 

S. 1618 ff. (Streichung der sogenannten Inländerklausel, vgl. Art. 1 Nr. 7 des Gesetzes). 
25 Siehe auch Frank, StAZ 2011, 236 (237) sowie besonders kritisch von Mangoldt, ZAR 

1999, 243 (251) („antitürkisches Maßnahmegesetz“). 
26 VGH München, Urt. vom 14.11.2007 – 5 B 05.2958, juris; Urt. vom 14.11.2007 – 5 B 

05.3039, juris; Beschl. vom 16.9.2008 – 5 ZB 07.243, juris; Beschl. vom 14.8.2008 – 5 ZB 
06.745, juris. Siehe Frank, in: LA Pintens I (2012), S. 607 (615). 

27 Frank, StAZ 2011, 236 (236). 
28 Fachausschuss/Kissner, StAZ 2011, 247 (247 f.); siehe auch die kritische Besprechung 

von Frank, StAZ 2011, 236 ff. 
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sodann von der Möglichkeit des Art. 13 Abs. 3 Satz 2 HS 1 EGBGB a.F.29 Ge-
brauch und schließt mit dem türkischen Staatsangehörigen T die Ehe vor dem 
türkischen Generalkonsul. Mit behördlichem Schreiben vom 19. August 2009 
wird Y mitgeteilt, dass sie die deutsche Staatsangehörigkeit doch nicht im 
Wege der türkischen Wiedereinbürgerung verloren habe und sie diese deshalb 
seit ihrer Einbürgerung im Jahr 1999 ununterbrochen besitze sowie ferner seit 
dem Jahr 2000 zugleich türkische Staatsbürgerin sei. Daraufhin beantragt Y 
beim zuständigen Standesamt die nachträgliche Registrierung ihrer Eheschlie-
ßung. Auf die Zweifelsvorlage gemäß § 49 Abs. 2 PStG entscheidet das Amts-
gericht München, dass es sich bei der 2007 eingegangenen Ehe in Deutschland 
um eine Nichtehe handele.30 

Ebenfalls sogenannte hinkende Ehen können entstehen, wenn in einem 
Land, dessen Rechtsordnung dem Gebot der obligatorischen Zivilehe folgt, 
eine Ehe ausschließlich in einer religiösen Zeremonie begründet und keine 
(vorherige oder nachträgliche) zivilrechtliche Eheschließung durchgeführt 
wird. Dies veranschaulicht eine Fallkonstellation, über die der High Court of 
England and Wales zu entscheiden hatte,31 die aber auch im deutschen Rechts-
raum vergleichbare Probleme aufwirft: Die Parteien führen 1998 eine islami-
sche Eheschließung in dem Bewusstsein durch, nicht zugleich eine zivilrecht-
lich wirksame Ehe zu begründen. Sie leitet jedoch die gemeinsame Intention, 
die religiöse Trauung anschließend durch eine zivilrechtliche Eheschließung 
zu bestätigen.32 Dazu kommt es aber trotz wiederholter Bitten der Antragstel-
lerin während des achtzehnjährigen Zusammenlebens nicht, weil der Antrags-
gegner sich stets weigert. Die Parteien bekommen vier gemeinsame Kinder und 
leben zwischenzeitlich einige Jahre in Dubai. Von dort aus kehrt die Antrag-
stellerin zunächst allein mit den Kindern nach England zurück, nachdem der 
Mann eine polygame Ehe führen wollte. Als es nach der Rückkehr des Mannes 
immer häufiger zu Auseinandersetzungen und häuslicher Gewalt kommt, be-
antragt die Frau die Scheidung und begehrt jedenfalls Scheidungsfolgen wie 

 
29 Die Vorschrift entspricht Art. 13 Abs. 4 Satz 2 HS 1 EGBGB, der wie folgt lautet: 

„Eine Ehe zwischen Verlobten, von denen keiner Deutscher ist, kann jedoch vor einer von 
der Regierung des Staates, dem einer der Verlobten angehört, ordnungsgemäß ermächtigten 
Person in der nach dem Recht dieses Staates vorgeschriebenen Form geschlossen werden 
[…]“. 

30 So jedenfalls Frank, StAZ 2011, 236 (237). 
31 Siehe hierzu ausführlich Kaesling, StAZ 2019, 102 (103). Der Court of Appeal of Eng-

land and Wales hat mit Urteil vom 14.2.2020 die Entscheidung des High Courts aufgehoben, 
vgl. Bergmann Aktuell – Status einer nur islamisch geschlossenen Ehe, 26.2.2020, abrufbar 
unter: https://www.vfst.de/bergmann-aktuell/nachrichten/status-nur-islamisch-geschlosse-
nen-ehe-2020-02-26 (zuletzt: 6.9.2022). 

32 Siehe zu dem ein solches Vorgehen billigenden englischen Recht Kaesling, StAZ 2019, 
102 (102). 
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fingierte Willenserklärungen  203, 227, 

256, 258, 293, 296 
Foreign Marriage Act von 1892  160 
Formzwecke  197, 200, 209 ff., 342 f., 

346, 356 
freie Namenswahl  147 f., 320 
from status to contract  52 
Frühehe  25 f., 153, 166, 169, 220, 238, 

283, 341, 345 
− analoge Anwendung des Eheauf-

hebungsrechts  201 
− Heilung  187 ff. 
 
Gebot der obligatorischen Zivilehe-

schließung  Siehe obligatorische 
Zivilehe 

Gedanke des Vertrauensschutzes  Siehe 
Vertrauensschutzgedanke 

gefälschtes Geburtenregister  12, 144, 
238, 243, 254, 261, 263, 272, 277, 
347, 353, 370 

geläuterte Rechtsprechung  79, 81, 99, 
100, 105, 107 

Gesetzesanalogie  286 
gesetzliche Heilungsmöglichkeit  Siehe  

Heilung/geschriebene 
gesetzlicher Unterhaltsanspruch  240, 

280 
Gleichberechtigungsgesetz von 1957  96 
Griechenehe  162, 215, 227 
grob fahrlässige Unkenntnis  109, 127, 

128, 133, 345 
grobe Fahrlässigkeit  129 
Grundsatz der Namenskontinuität  

101 f., 107 
Grundsatz der obligatorischen Zivilehe-

schließung  Siehe obligatorische 
Zivilehe 

Grundsatz des Vertrauensschutzes  
Siehe Gedanke des Vertrauens-
schutzes 
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Grundsatz von Treu und Glauben  269 
gutgläubig beendete Ehe  205 
gutgläubig geführter Name  Siehe fak-

tischer Name 
Gutgläubigkeit  64, 112, 126, 133, 137, 

153, 167, 185, 190, 201, 209, 235, 
287, 346, 353, 355 

− anderslautende Registrierung  130, 
144 

− Zurechnung  131 ff. 
 
Haager Unterhaltsprotokoll  241 
Härtefallklausel  351 f., 357 
Heilung 
− geschriebene ~  161, 174 f., 188, 

232, 284, 310, 317, 342, 344, 369 
− statusrelevante ~  190, 328, 332, 

349, 351, 354 
− ungeschriebene ~  207, 210, 212, 

215, 222 f., 319 
Heilung durch Statutenwechsel  15 f., 

219 
Herausgabe des Kindes  297 
heterologe Insemination  Siehe Insemi-

nation 
hinkende Ehe  8, 10, 149, 161 ff., 169, 

175, 196, 211, 216, 221, 283, 327 f., 
344 

− hinkende Zweitehe  171 
hinkende Eltern-Kind-Zuordnung  237, 

294 
hinkendes Rechtsverhältnis  Siehe hin-

kendes Statusverhältnis 
hinkendes Statusverhältnis  7, 11, 17, 22 
 
Identitätsbildung  114, 121, 140 
− bei Kindern  115 ff., 136 
Inlandsehe gleich Inlandsform  150 
Insemination  229, 241 ff., 255 ff., 

260 ff., 272, 276 f., 312, 316, 332, 
351 

Interessenabwägung  26, 49, 64 ff., 
110 ff., 122 ff., 133 ff., 139 f., 144, 
265, 306, 315 f., 355 

 
Kindesvertauschung  Siehe vertauschte 

Kinder 
Kindeswohlgefährdung  299, 305 

Kindschaftsrechtsreform  335 
kirchliche Voraustrauung  345 
Kodifizierung der Namensersitzung  

Siehe Namensersitzung 
kollisionsrechtliche Anknüpfung  16, 

80, 99, 178, 241, 361 
Kolonialismus  90 
konkludenter Vertragsschluss  206, 246, 

254, 256, 274, 293, 296, 315, 332 
Kulturkampf  45, 150, 183, 187, 344 
 
Lehre vom faktischen Arbeitsverhältnis  

336 
Lehre vom faktischen Status  321, 325, 

337 
Leibrentenversprechen  242, 260 
Liberalisierung des Scheidungsrechts  

337, 351 
 
mater semper certa est  351 
matrimonium non existens  Siehe Nicht-

ehe 
Mehrelternschaft  307, 310, 316, 320, 

347 f., 370 
multilaterales Statusverhältnis  332, 359 
 
Name 
− als Status  44, 49 
− gesellschaftliche Bedeutung  122 
− identitätsstiftende Wirkung  111 
− Kodifizierung des Namensrechts  94 
− Namenszusatz  103 
− Verrechtlichung  86, 92 f. 
Namensänderung  147 
− nachträgliche Vornamensänderung  

117 
− öffentlich-rechtliche ~  137 
− von Kindern  116 f. 
Namensberichtigungsverfahren  142 
Namensersitzung  367 
− Kodifizierung  146, 320 
Namensfunktionen  86, 97 f., 134, 147, 

366 
− Identifikationsfunktion  87, 97 f., 

102, 313, 319 
− Identitätsfunktion  87, 89, 366 
− Individualisierungsfunktion  Siehe 

Identitätsfunktion 
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− Machtfunktion  91 
− Ordnungsfunktion  91, 98, 136, 366 
− Zuordnungsfunktion  88 f., 98, 114, 

137 
Namensgebung 
− als Machtausübung  90 
− von Geschwistern  90, 140, 136 
namensrechtlicher Vertrauensschutz  

100 f. 
Namenszusätze  89 
Nichtehe  151, 165, 175, 179, 187, 190, 

199, 201 ff., 213 ff., 222 ff., 317 ff., 
327, 337, 349 f. 

nichteheliche Lebensgemeinschaft  151, 
205, 327, 341 

nichtige Ehe  151, 175, 224, 333 
 
obligatorische Zivilehe  10, 150, 158, 

164, 168, 172, 223, 327, 342 ff. 
ordnungsgemäße Ermächtigung  158 ff., 

383, 386 
 
pacta sunt servanda  261 
Personenstand  37 
Personenstandsgesetz  93, 358 
Personenstandsregister  5, 38, 40, 77, 

93, 106, 161, 183, 284, 286 
− beschreibende Eintragung  220 
− deklaratorische Wirkung  239 
− Nachweis der Unrichtigkeit  77, 239 
Pflegeeltern  302 
Pflegekind  279 
Pflichtteilsanspruch  276 
Pluralisierung der Elternschaft  Siehe 

Mehrelternschaft 
positiver ordre public  219, 361 
possession d’état  30 
Prinzip der Vertragstreue  56 
Privatautonomie  179 ff., 340, 341, 349 
protestatio facto contraria  245 
Putativehe  30, 174 
Putativeltern  231, 302 
Putativfamilie  300 
 
rechtliche Eltern-Kind-Zuordnung  229 
Rechtsausübungssperre  288 
Rechtsfortbildung  258, 270, 278, 311, 

338 f., 346, 348, 352, 357 f. 

− fünf Stufen-System  338 
Rechtsschein  109, 112 ff., 118, 128, 

133, 135, 146, 182 f., 391 
− behördlicher ~  136, 146 
Rechtsscheintatbestand  182, 190, 210, 

216 
Reformbedarf im Abstammungsrecht  

229 
Regelvermutung  122, 135, 146, 355, 

359, 367 
Registrierung im Ausland  184, 354 
Registrierungserfordernis  219, 354 
Regressanspruch  Siehe Rückabwick-

lung 
rein religiöse Eheschließung  164 f., 

175, 198, 203 f., 345, 369 
richterliche Rechtsfortbildung  Siehe 

Rechtsfortbildung 
Rückabwicklung  63, 152, 199, 202, 

205, 234, 300, 302, 311, 336 
Rückwirkung der Namenswahl  143 
 
scheidungsakzessorischer Statuswechsel  

303 
Scheidungsfolgen  10, 42, 63, 163, 165, 

170, 199, 201 
Scheinmutterregress  234, 301 
Scheinstandesbeamter  166, 172, 180, 

185 
Scheinstatus  41 
Scheinvaterregress  234, 301 
Schutzwürdigkeit  61, 109, 113, 122, 

126, 135, 156, 177, 190, 229, 231, 
255, 258, 267, 272, 285, 315 f., 367 

Selbstkontrahierungsverbot  241 
Singh  77, 88, 99, 102 ff., 112, 114, 120, 

123, 135, 193, 319, 335, 366 
sozial-familiäre Beziehung  290, 297, 

316, 335 
sozial-gesellschaftliche Bedeutung des 

Status  334 
sozialrechtlicher Witwenbegriff  195, 

197 
Staatsangehörigkeit  8 ff., 16, 43, 81, 

83, 120, 144, 157 ff., 176, 191 f., 
227, 281 

Staatsangehörigkeitsprinzip  163 
Status 
− Absolutheit  40 
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− asymmetrischer ~  49, 238, 319 
− Begriff  35 f., 38 
− Feststellungsverfahren  40 
− Formzwecke  44 
− sozial-gesellschaftliche Bedeutung  

51 
− strenge Formalisierung  44 
Status als Regelungssystem  42 f., 52, 

332 f., 344, 365 
Statusbeständigkeit  41 f., 300, 318, 

320, 335 
Statuserkennbarkeit  334 
Statusersitzung  368, 370 
Statusfeststellungsverfahren  233, 359 
Statusfunktionen  39, 52, 192, 332 
Statusintentionalität  39, 45, 48, 333, 

340 
Statusklarheit  40, 47, 216, 284, 287, 

320 
Statusrecht  281 
Statustotalität  39, 287, 333 
Statusverhältnis  230 
Statuswahrheit  41, 45, 47 f., 334, 335, 

365 
Sterbebuchfälle  211, 220 f., 226 
Sterberegister 
− Beweiswirkung  221 
Stiefkindfälle  293 
Störung der Geschäftsgrundlage  205, 

261 f., 318 
Substitution  182 ff. 
 
Testamentsanfechtung  308 
Testierfreiheit  235, 278, 309 
Typenzwang  40, 276, 278 
 
Übereilungsschutz  44, 260 f., 334, 344 
übereinstimmende Vertragsaufhebung  

267 
Umgangsrecht  298, 300, 304 
Umstandsmoment  106 f., 114, 118 f., 

122, 129, 135, 354 
ungeklärte Namensführung  83, 145 
unionsrechtliches Anerkennungsprinzip  

23 ff., 27, 50, 154, 190 
unselbständige Vorfragenanknüpfung  

Siehe Vorfragenanknüpfung 
Unterhalt aus Anlass der Geburt  203 
Unterhaltsanspruch  292 

− Ausschluss  268 
Unterhaltspflicht des Kindes  272 
Unterhaltsregress  306 
Unterhaltsvertrag  203, 241 f., 278, 318 
 
Valutaverhältnis  252 f., 258, 260, 269, 

278 
Vaterschaft 
− gerichtliche Feststellung  233, 283, 

288 ff., 361 
− kraft Ehe  232, 238, 263, 282, 290, 

293, 351 
Vaterschaftsanerkennung  183, 232 f., 

239, 286, 288 
− Anerkennungssperre  285, 342, 347 
− bewusst wahrheitswidrige ~  267, 

270, 289, 352 
− Formerfordernis  290 
− Heilung  186, 284 
− konkurrierende Erklärungen  234 
− Zeitpunkt der Anerkennungser-

klärung  234 
− Zustimmungserklärungen  289 
Vaterschaftsanfechtung  28 f., 47, 274, 

335 
− Anfechtungsausschluss  246 ff., 290, 

312 
− Anfechtungsrecht  263, 312, 335 
− rechtsgeschäftlicher Verzicht  247 
− sozial familiäre Beziehung  28 
Verbleibensanordnung  298, 300, 305 f. 
verfahrensrechtliche Anerkennung  18, 

21 ff. 
Verfallsklausel  268 
Verjährung  123 ff. 
Vermutungsregel  Siehe Regelver-

mutung 
Versorgungsausgleich  206 
vertauschte Kinder  11, 85, 113, 136, 

138, 140, 145, 233, 235, 296, 303, 
306, 311, 313, 347, 353, 370 

Vertrag zugunsten Dritter  244, 248, 
249, 259, 278, 280, 292, 295, 311, 
318 

− auf den Todesfall  276 
Vertrag zulasten Dritter  273 
Vertragsaufhebungsfreiheit  265 
Vertrauen 
− als Rechtsbegriff  55 f. 
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− als ubiquitäres Phänomen  54 
Vertrauensbetätigung  61, 64, 114, 116, 

134, 318 
Vertrauensdisposition  Siehe Vertrau-

ensbetätigung 
Vertrauensentsprechung  67 f., 142, 

191, 317, 326, 332, 366 f. 
Vertrauensschutz  366 
− abstrakter ~  173, 185 
− als Rechtsprinzip  57 
− im Familienrecht  63 
− im Privatrecht  61 f. 
− im Verfassungsrecht  58 f. 
− im Verwaltungsrecht  59 ff. 
− objektive Vertrauensgrundlage  64, 

110 ff., 314, 342, 354 
− Rechtsfolge  67 f., 310, 325 f., 366 
− Subsidiarität  69 
Vertrauensschutzgedanke  53, 57, 71, 

108 f., 142, 156, 165, 191, 258, 286, 
338, 365 

Vertrauensschutzprinzip  Siehe Vertrau-
ensschutzgedanke 

Vertretung des Kindes  241 
Vertretungsmacht  242 
Verwirkung  125 
Vollzugsverhältnis  252 
Vorfragenanknüpfung  15 
− unselbständige ~  5, 15 f., 222, 283 
vorgetäuschte Identität  Siehe falsche 

Identität 

Wahlmöglichkeit  67, 139, 142 f., 146, 
281, 336, 350, 351, 353, 357 

Waisenrente  279 
Warnfunktion  260, 290, 344 
Wartefrist  184 
Wegfall der Geschäftsgrundlage  Siehe 

Störung der Geschäftsgrundlage 
Wiederholungsadoption  Siehe Nach-

adoption 
Wiedertürken  161, 283, 357, 359, 369 
Willensfiktion  266, 269 f., 275, 280, 

296, 308 f., 311, 318 
Wissenszurechnung  131 f. 
Witwe 
− Begriff des Sozialrechts  Siehe so-

zialrechtlicher Witwenbegriff 
Witwenrente  7, 160, 175, 186, 193, 

200, 326, 369 
 
Zahlvater  262 
zeitliche Untergrenze  120 ff., 146, 355, 

367 
Zeitmoment  119, 122, 133 f., 146, 209, 

255, 258, 273, 315, 321, 346, 355 
Zessionstheorie  250 
Zwei-Eltern-Prinzip  347, 349 
Zweispurigkeit des Vertrauensschutzes  

Siehe Vertrauensschutz/Rechtsfolge 
Zweitehe  154 f., 349 
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